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Neuer Deckel für Gruppenbesteuerung ist verfehlt 
Die Einschränkung des 

Verlustabzugs im Rahmen 
der Gruppenbesteuerung 

für international tätige 
Unternehmen ist weder 

gerechtfertigt noch 
sinnvoll. Das rückwirkende 
Inkrafttreten könnte auch 

verfassungswidrig sein. 

Hanns F. Hügel 

Seit einer Entscheidung des 
Verwaltungsgerichtshofs im Jahr 
2001 können österreichische 
Unternehmen auch Verluste aus­
ländischer Betriebsstätten von 
ihren inländischen Gewinnen 
abziehen: Entsteht im Inland ein 
Gewinn von 100, im Ausland aber 
ein Verlust von 100, beträgt der 
Gesamtgewinn des Unterneh­
mens null. Folgerichtig fällt keine 
österreichische Körperschaft­
steuer an. 

Ein Unterschied zwischen In­
lands- und Auslandsverlusten 
wurde allerdings berücksichtigt: 
Kann der Auslandsverlust später 
bei der ausländischen Besteue­
rung von Betriebsstätten-Gewin­
nen abgezogen werden, ist der 
bereits früher 4P- Inland abgezoge­
ne Verlust in Osterreich nachzu­
versteuern. 

Anders als gelegentlich in der 
Sparpaketsdebatte behauptet 
wurde, ist der Abzug von Aus­
landsverlusten somit keine „Start­
hilfe" für Auslandsinvestitionen, 
die von vornherein nur begrenzt 
gewährt wird. Vielmehr kommt es 
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Mit einem Deckel auf dem Gruppenbesteuerungstopf will die 
Regierung sich von Konzernen etwas Geld für die Budgetkonsolidie­
rung holen. Foto: fotolia 

zur Nachversteuerung nur bei 
Doppelverwertung der Verluste: 
kein Abzug von der österreichi­
schen Bemessungsgrundlage und 
im Rahmen der ausländischen Be­
steuerung der Betriebsstätte. Die­
ser Grundsatz gilt nicht nur für 
Auslandsbetriebsstätten, sondern 
im Rahmen der Gruppenbesteue­
rung auch für ausländische Toch-
tergesellschaften. 
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Bisher wurden die Auslands­
verluste nach österreichischem 

Steuerrecht berechnet. Nach aus­
ländischem Recht ist der Verlust 
aber häufig niedriger. Gelegent­
lich kommt es im Ausland sogar 
zu einem Gewinn, obwohl nach 
österreichischem Steuerrecht ein 
Verlust vorliegt. Denn: Manchmal 
statuiert das ausländische Steuer­
recht längere Abschreibungsperio­
den, weiter gehende Beschränkun­
gen gegen Rückstellungen oder for­
dert die Aktivierung selbsterstell­
ter immaterieller Wirtschaftsgüter 

wie z. B. von Erfindungs- und For­
schungsergebnissen. Bauleistun­
gen sind oft nach der Percentage­
of-Completion-Methode zu be­
werten. Und manche Staaten be­
steuern das IFRS-Ergebnis, das 
tendenziell höher ist als der nach 
dem Unternehmensgesetzbuch 
oder dem Einkommensteuerge­
setz ermittelte Gewinn. 

Allerdings: Soweit im Ausland 
kein Verlust vorliegt, kann es nie 
zur Nachversteuerung kommen. 
Dann ist der Verlustabzug im In­
land definitiv. Das sorgte für Irri­
tationen im Finanzministerium. 
Das vergangene Woche vom Na­
tionalrat verabschiedete Stabili­
ätsgesetz führt nun eine zweite 
„Deckelung" ein: Ist der nach aus­
ländischem Steuerrecht ermittel­
te Verlust niedriger, kann nur die­
ser niedrigere Betrag abgezogen 
werden. 

„Starthilfe" führt in die Irre 

Doch hier hat die verfehlte Vor­
stell ung von der „Starthilfe" in die 
Irre geleitet: Es geht nicht darum, 
den Verlustabzug stets nur vorläu­
fig zuzulassen, sodass er irgend­
wann auf jeden Fall nachzuver­
steuern ist. Vielmehr belasten 
Auslandsverluste das österreichi­
sche Unternehmen in gleicher 
Weise wie Inlandsverluste. Gera­
de das erfordert die Ermittlung 
auch der Auslandsverluste nach 
inländischem Recht. Steuersyste­
matisch ist die Neuregelung eine 
ungerechtfertigte Einschränkung 
der europaweit vielbeachteten 
Gruppenbesteuerung. 

Zusätzlich bewirkt die Inkraft­
tretensregelung eine verfassungs­
widrige Rückwirkung. Die Neure-

gelung soll nämlich bereits für die 
gesamte Veranlagung 2012, somit 
ab dem 1. 1. 2012 gelten, obwohl 
das Bundesgesetzblatt erst Anfang 
April erschienen ist. Die Rückwir­
kung reicht jedoch noch weiter, 
wenn die Gruppenmitglieder 
nicht zum 31. 12. bilanzieren. 

Endet das Wirtschaftsjahr etwa 
am 31. 1„ fallen zusätzlich sämtli­
che Auslandsverluste aus der Zeit 
vom 1. 2. 2011 bis 31. 1. 2012 in 
die Veranlagung 2012 und werden 
daher bereits von der Neuregelung 
getroffen. Dann liegt eine Rück­
wirkung von 14 Monaten vor. Sol­
che Inkrafttretensregelungen hat 
der Verfassungsgerichtshof bereits 
mehrmals wegen Verletzung des 
Gleichheitssatzes aufgehoben. 
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Fütterurtgsverbot ist im 
Wildpark zu kontrollieren 

Wer einen Wildpark betreibt und 
weiß, dass die Tiere die Scheu vor 
dem Menschen verloren haben, 
muss sie in einem Gehege unter­
bringen, zu dem die Besucher kei­
nen Zugang haben. Außerdem hat 
er zu kontrollieren, dass Fütte­
rungsverbote eingehalten werden. 
Macht er das nicht, verletzt er 
seine Sorgfaltspflichten, entschie­
den die Richter des Obersten 
Gerichtshofs (OGH 13. 12. 2011, 
50b224/11v). (part) 


